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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

Az: B 9 V 13/15 B 
 
L 12 VE 27/12 (LSG Niedersachsen-Bremen) 
S 2 VG 12/08 (SG Osnabrück) 
 
 
 
……………………………………………………………………………………………………….., 
 
 
 Klägerin, Antragstellerin und  
 Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigte: ………………………………………….., 
  
 
 
 

g e g e n 
 
 
Regierungspräsidium Gießen - Landesversorgungsamt Hessen -, 
Landgraf-Philipp-Platz 1 - 7, 35390 Gießen, 
 
 Beklagter und Beschwerdegegner. 
 

 

 

Der 9. Senat des Bundessozialgerichts hat am 13. August 2015 durch den  

Vizepräsidenten   Prof. Dr.  S c h l e g e l    sowie die Richterin   Dr.  R o o s    und den  

Richter   Dr.  R ö h l   

beschlossen: 

 

Der Antrag der Klägerin, ihr für das Beschwerdeverfahren gegen die Nichtzulassung 

der Revision im Urteil des Landessozialgerichts Niedersachsen-Bremen vom 

25. September 2014 Prozesskostenhilfe zu gewähren und Rechtsanwalt 

T.        D.             , M.              , beizuordnen, wird abgelehnt. 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im genannten 

Urteil wird als unzulässig verworfen. 
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Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine außergerichtlichen 

Kosten zu erstatten. 

 

 

G r ü n d e : 

 

I 

 

Die Klägerin begehrt Versorgungsleistungen nach dem Opferentschädigungsgesetz (OEG) iVm 

dem Bundesversorgungsgesetz (BVG). 

 

Die 1978 geborene Klägerin ist serbisch-montenegrinischen Staatsangehörige. Sie reiste im 

August 1995 in die Bundesrepublik Deutschland ein und lebt dort bis Dezember 1997 ohne Dul-

dung oder sonstigen Aufenthaltstitel. Seit dem 18.3.2006 besitzt sie aufgrund der Eheschließung 

mit einem deutschen Staatsangehörigen eine Aufenthaltserlaubnis. 

 

Im August 2005 beantragte die Klägerin die Gewährung von Beschädigtenversorgung. Sie sei 

erblindet, nachdem ihr damaliger Verlobter sie im März 1996 in einem Asylbewerberwohnheim 

körperlich misshandelt habe. Der Beklagte lehnte den Antrag der Klägerin ab (Bescheid vom 

19.6.2008, Widerspruchsbescheid vom 11.7.2008), weil sich aus den beigezogenen Ermitt-

lungsakten der Staatsanwaltschaft kein Nachweis des von der Klägerin vorgetragenen Sachver-

halts ergebe. Unbeteiligte Zeugen hätten ausgesagt, dass die Klägerin bereits vor der vermeint-

lichen Tat erheblich sehbehindert gewesen sei. Wie die beigezogenen ärztlichen Unterlagen 

zeigten, sei Ursache der Erblindung der Klägerin eine angeborene Augenerkrankung. 

 

Das von der Klägerin angerufene SG Osnabrück hat ihre Klage zurückgewiesen (Urteil vom 

11.4.2012). Die in größerer Zahl mit beachtlicher Aussagekraft vorliegenden Beweismittel be-

stätigten die Angaben der Klägerin nicht, zumal ihr gesamtes Verhalten auf Entschädigung aus-

gerichtet sei. Das vom Gericht eingeholte augenärztliche Sachverständigengutachten habe zu-

dem bestätigt, dass die Erblindung der Klägerin auf ein beidseitiges Glaukom und nicht auf eine 

Gewalteinwirkung zurückzuführen sei.  

 

Mit Urteil vom 25.9.2014 hat das LSG ebenfalls einen Anspruch der Klägerin auf Entschädi-

gungsleistungen nach dem OEG iVm dem BVG verneint, weil der Vollbeweis eines gegen die 

Klägerin gerichteten Angriffs iS von § 1 OEG nicht erbracht sei. Dagegen sprächen ua ihre im 

Verlauf der Zeit wechselnden und widersprüchlichen Angaben. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in dieser Entscheidung hat die Klägerin Beschwerde 

zum BSG eingelegt, für die sie die Gewährung von Prozesskostenhilfe (PKH) beantragt hat. Sie 
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macht geltend, das LSG habe ihren Anspruch auf rechtliches Gehör sowie seine Pflicht zur 

Amtsermittlung verletzt.  

 

 

II 

 

1. Der PKH-Antrag der Klägerin ist unbegründet. PKH ist nur zu bewilligen, wenn die beabsich-

tigte Rechtsverfolgung hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet (§ 73a Abs 1 S 1 SGG iVm § 114 

ZPO). Daran fehlt es hier (2.). 

 

2. Die Nichtzulassungsbeschwerde der Klägerin ist unzulässig. Die Begründung genügt nicht 

den gesetzlichen Anforderungen, weil weder die behauptete Verletzung des Amtsermittlungs-

grundsatzes (a) noch des Anspruchs auf rechtliches Gehör (b) ordnungsgemäß dargetan wor-

den sind (vgl § 160a Abs 2 S 3 SGG). 

 

a) Wird eine Nichtzulassungsbeschwerde wie im Fall der Klägerin darauf gestützt, dass ein 

Verfahrensmangel vorliege, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen könne (§ 160 

Abs 2 Nr 3 Halbs 1 SGG), müssen bei der Bezeichnung des Verfahrensmangels (§ 160a Abs 2 

S 3 SGG) zunächst die den Verfahrensmangel (vermeintlich) begründenden Tatsachen sub-

stantiiert dargetan werden. Gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG kann der geltend gemachte 

Verfahrensmangel dabei auf eine Verletzung des § 103 SGG nur gestützt werden, wenn er sich 

auf einen Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist. 

Will die Beschwerde demnach einen Verstoß gegen die tatrichterliche Sachaufklärungspflicht 

rügen (§ 103 SGG), so muss sie einen für das Revisionsgericht ohne Weiteres auffindbaren 

Beweisantrag bezeichnen, dem das LSG nicht gefolgt ist. 

 

Die Klägerin hat nicht dargelegt, einen prozessordnungsgemäßen Beweisantrag gestellt zu ha-

ben. Dafür hätte sie nicht nur die Stellung des Antrags, sondern auch aufzeigen müssen, über 

welche im Einzelnen bezeichneten Punkte mit welchem voraussichtlichen Ergebnis Beweis 

erhoben werden sollte. Denn wesentliche Merkmale eines hinreichend substantiierten Beweis-

antrags sind eine bestimmte Tatsachenbehauptung und die Angabe des Beweismittels für diese 

Tatsache (vgl BSG SozR 4-1500 § 160a Nr 3 RdNr 6 mwN). Dafür ist die behauptete Tatsache 

möglichst eindeutig und präzise zu bezeichnen und zumindest hypothetisch zu umreißen, was 

die Beweisaufnahme ergeben hätte. Nur dies versetzt die Vorinstanz in die Lage, die Entschei-

dungserheblichkeit des Beweisantrags zu prüfen und gegebenenfalls ihre Ablehnung hinrei-

chend iS des § 160 Abs 2 Nr 3 SGG zu begründen (Karmanski in Roos/Wahrendorf, SGG, 

1. Aufl 2014, § 160a RdNr 96 mwN). Unbestimmte bzw unsubstantiierte Beweisanträge 

brauchen dem Gericht dagegen keine Beweisaufnahme nahezulegen (vgl BSG Urteil vom 

19.10.201 - B 13 R 303/11 R - NZS 2012, 230; BSG Beschluss vom 19.11.2009 - B 13 R 

303/09 B - BeckRS 2010, 65789 RdNr 12). Beweisantragstellern obliegt es daher, die behaup-
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tete Tatsache zu individualisieren, dh insbesondere in örtlicher und zeitlicher Hinsicht fassbar zu 

machen. Für Tatsachen aus dem persönlichen Lebensbereich sind die Anforderungen dabei 

strenger als bei Tatsachen, die typischerweise nicht in ihren Einzelheiten gekannt werden 

(Dawin in Schoch/Schneider/Bier, Verwaltungsgerichtsordnung, 27. Ergänzungslieferung 

Oktober 2014, § 86 RdNr 92).  

 

Diese Substantiierungsanforderungen verfehlt der in der mündlichen Verhandlung beim LSG 

gestellte Antrag,  

 den damals (1995/1996) in dem Asylbewerberheim als Hausmeister tätigen 
F.          M.                  als Zeugen dazu zu vernehmen, dass die Klägerin damals durch 
Angehörige des H.        -Clan und insbesondere durch den G.          H.        körperlich 
misshandelt worden ist, 
 

weil der Antrag unvollständig und zu ungenau ist. Das unter Beweis gestellte Geschehen lag 

beinahe 20 Jahre zurück und das LSG hatte dazu bereits umfangreich ermittelt. Es genügte 

daher zur hinreichenden Konkretisierung der Beweistatsache nicht, lediglich einen Tatzeitraum 

von ungefähr zwei Jahren zu umreißen ("1995/1996") und eine nicht näher beschriebene "kör-

perliche Misshandlung" anzuführen, ohne diese zeitlich oder örtlich genauer einzugrenzen und 

das voraussichtliche Ergebnis der Beweisaufnahme anzugeben. Mit diesen angesichts der 

konkreten Fallumstände viel zu vagen Angaben konnte der Beweisantrag seine Warnfunktion 

nicht erfüllen und das LSG nicht zu weiteren Ermittlungen drängen. Soweit den Ausführungen 

der Klägerin in diesem Zusammenhang zu entnehmen ist, dass sie sich auch gegen die Ver-

wertung der schriftlich fixierten Aussage des Zeugen im polizeilichen Vernehmungsprotokoll 

vom 23.11.2007 im Wege des Urkundenbeweises wendet, rügt sie hinreichend deutlich zu-

gleich einen Verstoß gegen das Gebot der Unmittelbarkeit der Beweisaufnahme (§ 117 SGG). 

Die Verwertung von Zeugenaussagen aus beigezogenen Akten - wie hier den staatsanwaltli-

chen Ermittlungsakten - ist indes nicht unzulässig. Ausnahmen gelten, wenn die inhaltliche 

Richtigkeit der Aussage substantiiert bestritten wird (BFH Beschluss vom 24.9.2013 - XI B 

75/12) oder Glaubwürdigkeitsaspekte von Bedeutung sind (vgl BSG SozR 3-1500 § 117 Nr 1). 

Die Beschwerdebegründung weist zwar auf Einzelaspekte hin, die darauf abzielen, die Aussage 

des Zeugen im Rahmen der polizeilichen Vernehmung in Zweifel zu ziehen. Sie versäumt aber 

jedenfalls darzulegen, dass und inwieweit das Berufungsurteil hierauf beruht. 

 

Soweit die Klägerin beantragt hat, 

 die Humangenetikerin Dr. G.        ergänzend dazu zu befragen, dass das bei ihr beste-
hende Glaukom nicht wesentliche Ursache für ihre Erblindung ist, 
 

hat sie schon nicht wie erforderlich angegeben, welche Art Beweismit-

tel - Sachverständigengutachten, sachverständige Zeugenaussage usw - das LSG damit nach 

ihrem Willen nutzen sollte. Vor allem aber fehlte die Angabe, welches Ergebnis die beantragte 

Beweisaufnahme voraussichtlich ergeben würde (vgl BSG Beschluss vom 29.3.2007 - B 9a VJ 

5/06 B - SozR 4-1500 § 160 Nr 13). Vielmehr benennt die Beschwerde selber verschiedene, 
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sich gegenseitig ausschließende mögliche Beweisergebnisse. Schließlich legt sie auch nicht 

dar, warum nach der maßgeblichen Rechtsauffassung des LSG die begehrte Beweisaufnahme 

entscheidungserheblich sein sollte, obwohl das LSG jedenfalls einen rechtswidrigen tätlichen 

Angriff auf die Klägerin verneint hatte und deswegen die Ursache ihrer Erblindung für die Ent-

scheidungen des Gerichts ansonsten keine tragende Rolle spielte. 

 

Mit dem Verweis auf ihren beim LSG gestellten Antrag, sie persönlich zu hören, hat die Klägerin 

bereits kein zulässiges Beweismittel und damit ebenfalls keinen prozessordnungsgemäßen 

Beweisantrag bezeichnet. Denn im sozialgerichtlichen Verfahren kommt eine Parteivernehmung 

zulässigerweise weder auf Antrag noch von Amts wegen in Betracht (stRspr vgl BSG vom 

27.5.2011 - B 12 KR 79/10 B - Juris RdNr 8; vom 18.2.2003 - B 11 AL 273/02 B - Juris RdNr 3; 

vom 24.11.1990 - 1 BA 45/90 - SozR 3-1500 § 160a Nr 2 S 2; vom 20.1.1988 - 1 BA 

51/87 - Juris), da § 118 Abs 1 S 1 SGG nicht auf die §§ 445 ff ZPO verweist. Aber selbst wenn 

in eng begrenzten Ausnahmefällen eine Verletzung der Sachaufklärungspflicht iS des § 103 

SGG durch Verzicht auf eine solche Anhörung angenommen werden könnte, hätte unter Be-

achtung der Darlegungserfordernisse einer ordnungsgemäßen Sachaufklärungsrüge (vgl BSG 

vom 22.9.2008 - B 5 R 104/08 B) vorgetragen werden müssen, dass hier ein derartiger Sach-

verhalt vorliegt. Insbesondere hätte es der Darlegung bedurft, aus welchen Gründen im Einzel-

nen das LSG trotz der vielfachen Äußerungen der Klägerin in den vorangegangenen Ermitt-

lungs-, Verwaltungs- und im Gerichtsverfahren sich hätte gedrängt fühlen müssen, die Klägerin 

persönlich zu hören. Das LSG hat die Berufung unter anderem wegen des widersprüchlichen 

und wechselnden Vortrags der Klägerin zu verschiedenen Zeitpunkten und bei unterschiedlichen 

Anlässen zurückgewiesen. Die Beschwerde legt nicht dar, wie und warum gerade eine persönli-

che Anhörung der Klägerin diese sachlichen Widersprüche hätte ausräumen können, obwohl 

die Klägerin in diesem und in anderen Verfahren ausreichend Gelegenheit zur Stellungnahme 

hatte, die sie auch genutzt hat.  

 

Unabhängig davon fehlen in dem beim LSG gestellten Antrag auf persönliche Anhörung jegliche 

Angaben dazu, zu welchem Beweisthema die Klägerin noch hätte welche Aussage machen 

können, die das LSG noch nicht berücksichtigt hatte. Soweit sich die Beschwerde um den Be-

weisantrag zu untermauern im Einzelnen mit der Beweiswürdigung des LSG auseinandersetzt, 

übersieht sie, dass § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG diese der Beurteilung durch das Revisions-

gericht vollständig entzieht. Kraft der darin enthaltenen ausdrücklichen gesetzlichen Anordnung 

kann die Beweiswürdigung des Berufungsgerichts mit der Nichtzulassungsbeschwerde weder 

unmittelbar noch mittelbar angegriffen werden (Karmanski in Roos/Wahrendorf, SGG, 1. Aufl 

2014, § 160 RdNr 58 mwN). 

 

b) Die behauptete Verletzung ihres rechtlichen Gehörs hat die Klägerin ebenfalls nicht hinrei-

chend substantiiert dargetan. Die Ablehnung eines Antrags auf Terminverlegung verletzt den 

Grundsatz des rechtlichen Gehörs, wenn der Beteiligte aus erheblichen Gründen am Erscheinen 
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verhindert ist (§ 202 S 1 SGG iVm § 227 ZPO) und die Ablehnung der Verlegung den Beteiligten 

in der sachgemäßen Wahrnehmung seiner Rechte beeinträchtigt (Keller in Meyer-Ladewig/ 

Keller/Leitherer, SGG, 11. Aufl 2014, § 66 RdNr 6d mwN). Ein erheblicher Grund ist auf 

Verlangen glaubhaft zu machen (vgl § 202 S 1 SGG iVm § 227 Abs 2 ZPO). Bei kurzfristig 

gestellten Anträgen auf Terminverlegung dürfen die Gerichte wegen der damit verbundenen 

Missbrauchsgefahr an die Glaubhaftmachung der Verhandlungsunfähigkeit hohe Anforderungen 

stellen (s auch BFH vom 9.11.2009, BFH/NV 2010, 230, 231 = Juris RdNr 7; BFH vom 

26.11.2009, BFH/NV 2010, 907, 908 = Juris RdNr 6). Wird eine Terminverlegung daher erst 

einen Tag vor der anberaumten mündlichen Verhandlung beantragt und mit einer Erkrankung 

begründet, so muss dieser Verhinderungsgrund so dargelegt und untermauert sein, dass das 

Gericht ihn ohne weitere Nachforschungen selbst beurteilen kann (vgl BSG SozR 4-1500 § 110 

Nr 1 mwN; BSG Beschluss vom 3.7.2013 - B 12 R 38/12 B - Juris RdNr 12). Insoweit hat das 

LSG der Klägerin zu Recht entgegengehalten, dass sie ihren einen Tag vor der anberaumten 

Verhandlung gestellten Verlegungsantrag zwar mit einer Erkrankung begründet, diese jedoch 

lediglich behauptet, aber durch nichts belegt hat, insbesondere nicht durch Vorlage eines 

ärztlichen Attestes. Die von ihren Prozessbevollmächtigten nunmehr im NZB-Verfahren vorge-

legte Bescheinigung ist erst ein halbes Jahr nach dem behaupteten Krankenhausaufenthalt 

ausgestellt worden; sie kann die rechtzeitige Vorlage an das LSG nicht ersetzen.  

 

Darüber hinaus fehlt es an der Darlegung, warum eine persönliche Anwesenheit der Klägerin 

beim Termin zur mündlichen Verhandlung zwingend notwendig gewesen wäre, um ihr rechtli-

ches Gehör zu wahren, obwohl sie im Termin von ihrem Prozessbevollmächtigten vertreten 

wurde und sich vorher mehrfach zum Sachverhalt geäußert hat. 

 

3. Die Beschwerde ist somit ohne Zuziehung der ehrenamtlichen Richter zu verwerfen (§ 160a 

Abs 4 S 1 Halbs 2, § 169 SGG). 

 

Von einer weiteren Begründung sieht der Senat ab (vgl § 160a Abs 4 S 2 Halbs 2 SGG). 

 

4. Die Kostenentscheidung beruht auf der entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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